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gen ln der bisherigen Tätigkeit begründet ist. Die 
Entscheidung darüber trifft der Minister bei der Be­
rufung auf Vorschlag des Rates der Sektion.

(3) Für die Berechnung der Tätigkeitsjahre als 
ordentlicher Professor oder Hochschuldozent gilt der 
1. September des Jahres, in dem die Berufung erfolgte.

§5
Gewährung von Steigerungssätzen

(1) In Anerkennung der Erfüllung der Aufgaben in 
Forschung, Ausbildung, Erziehung und Weiterbildung 
gemäß. § 1 HBVO kann die Vergütung der ordentlichen 
Professoren und der Hochschuldozenten entsprechend 
der Leistung und der gewachsenen Qualifikation zum 
1. September nach jeweils zwei Jahren um einen Steige­
rungssatz erhöht werden.

(2) Die Leistungen der Hochschullehrer sind termin­
gemäß einzuschätzen.

(3) Die Entscheidung über die Gewährung bzw. Nicht­
gewährung des nächsten Steigerungssatzes trifft der 
Direktor der Sektion, nachdem der Rat der Sektion be­
raten hat und die Stellungnahme der zuständigen Ge­
werkschaftsleitung eingeholt ist.

(4) An die Stelle des Rates der Sektion tritt eine 
ständige Kommission des Rektors für Vergütungs­
fragen, wenn der Hochschullehrer keiner Sektion an­
gehört oder wenn die Hochschule nicht in Sektionen ge­
gliedert ist oder wenn über die Vergütung des Direk­
tors einer Sektion zu entscheiden ist. Ihr gehören neben 
dem 1. Prorektor drei vom Wissenschaftlichen Rat der 
Hochschule beauftragte hauptamtliche Hochschullehrer 
und drei von der Hochschulgewerkschaftsleitung be­
stimmte Vertreter an.

(5) Die gemäß Abs. 3 gefällte Entscheidung über die 
Nichtgewährung des Steigerungssatzes ist nach Ablauf 
eines Jahres zu überprüfen. Treffen die für die Gewäh­
rung geforderten Voraussetzungen zu, kann der Steige­
rungssatz vom 1. September des Jahres an, in dem die 
Überprüfung erfolgte, gewährt werden. Der nächste 
Steigerungssatz darf bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 
gewährt werden.

(6) Über die vorzeitige Gewährung von Steigerungs­
sätzen gemäß § 2 Abs. 1 entscheidet der Rektor nach 
Stellungnahme der Hochschulgewerkschaftsleitung.

(7) Die Steigerungssätze können nicht von einer Ver­
gütungsgruppe auf die andere übertragen werden.

(8) Die Gewährung von Steigerungssätzen darf 
grundsätzlich nur im Rahmen des der Hochschule auf 
Grund des bestätigten Planes zur Verfügung stehen­
den Lohnfonds erfolgen.

§6
Einspruch

(1) Der Hochschullehrer kann gegen die Entschei­
dung, die gemäß § 5 Abs. 3 über seine Vergütung ge­
troffen wurde, beim Rektor Einspruch erheben.

(2) Uber Einsprüche gemäß Abs. 1 entscheidet der 
Rektor nach Stellungnahme der Hochschulgewerk­
schaftsleitung endgültig.

(3) Der Rektor hat das Recht, eine Entscheidung ge­
mäß § 5 Abs. 3 aufzuheben und eine erneute Beratung 
der Sache im Rat der Sektion zu verlangen.

§7
Sondergehalt

(1) Gemäß § 8 der Verordnung vom 28. Juni 1952 über 
die Erhöhung der Gehälter für Wissenschaftler, In­
genieure und Techniker in der Deutschen Demokrati­
schen Republik (GBl. S. 510) in Verbindung mit der 
Verordnung vom 22. Juli 1953 über die Neuregelung des 
Abschlusses von Einzelverträgen mit Angehörigen der 
Intelligenz in der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. S. 897) und den dazu erlassenen Durchführungs­
bestimmungen und Anordnungen kann der Minister 
bzw. der Leiter des zuständigen zentralen staatlichen 
Organs, dem die Hochschule untersteht, für hervor­
ragende Hochschullehrer Sondergehälter bis 4 000 M 
monatlich festlegen. Sondergehälter können durch 
Steigerungssätze nicht erhöht werden.

(2) Die Entscheidung über die Gewährung eines 
Sondergehaltes für einen Hochschullehrer trifft der 
Minister bzw. der Leiter des zuständigen zentralen 
staatlichen Organs auf besonderen Antrag des Rektors 
der Hochschule bzw. bei der Ersteingruppierung gemäß 
§ 4 Abs. 2.

§8
Anerkennung besonderer Leistungen in Forschung, 

Ausbildung, Erziehung und Weiterbildung 
während eines Studienjahres

(1) Hochschullehrer, die während eines Studienjahres 
mit besonderen Leistungen in Forschung, Ausbildung, 
Erziehung und Weiterbildung hervortreten, erhalten 
zum Ende des Studienjahres aus dem Fonds für die 
Anerkennung besonderer Leistungen während eines 
Studienjahres und die Honorierung von Lehraufträgen 
eine einmalige Anerkennung.

(2) Die Bildung und Verwendung des Fonds gemäß 
Abs. 1 regelt der Minister.

(3) Über die Zahlung einer einmaligen Anerkennung 
an Hochschullehrer aus dem Fonds gemäß Abs. 1 ent­
scheidet der Direktor der Sektion, nachdem der Rat der 
Sektion darüber beraten hat, im Einvernehmen mit der 
zuständigen Gewerkschaftsleitung.

(4) Über Einsprüche gegen die Entscheidung des 
Direktors der Sektion gemäß Abs. 3 entscheidet der 
Rektor nach Anhören der Hochschulgewerkschafts­
leitung endgültig.

§9-
Weiterzahlung der Vergütung im Krankheitsfalle

(1) Bei Arbeitsunfähigkeit gemäß den Bestimmun­
gen der Sozialversicherung wird ordentlichen und 
außerordentlichen Professoren ihre Bruttovergütung für 
die Zeit weitergezahlt, für die Anspruch auf Kranken- 
bzw. Haus- oder Taschengeld bestünde. Die Leistungen 
der Sozialversicherung (Kranken- bzw. Haus- oder 
Taschengeld) sind im Haushalt der Hochschule zu ver­
einnahmen.

(2) Dauert die Krankheit länger an, ohne daß die 
Voraussetzungen für eine vorzeitige Emeritierung oder 
Abberufung gegeben sind, so kann der Minister bzw.


